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Informationen zum Nachteilsausgleich, Stand 09.09.2013, Inklusionskoordinatoren
1. Grundsätzliches

- Im Sinne der Chancengleichheit haben Schülerinnen und Schüler mit und ohne Behinderungen einen Anspruch auf Nachteilsausgleich.

- Formen des Nachteilsausgleichs sind dementsprechend anzuwenden, wobei die Lern- und Leistungsanforderungen des jeweiligen Bildungsgangs gelten. (Vgl. Blatzheim, Michael, Schulamt für die Stadt Köln, 3/2012)
2. Gesetzliche Regelungen

- Grundgesetz Artikel 3, Absatz 3, Satz 2

- Sozialgesetzbuch IX, §126 (1)

- Schwerbehindertengesetz, §48

- Schulgesetz, §2, Absatz 9

- AO-GS, §§3 und 4

- AO-Sek.I, §9

- AO-SF, §19

3. Formen des Nachteilsausgleichs

- technische, personelle, organisatorische und sachstrukturelle Unterstützungsmaßnahmen

- basierend auf festgestelltem sonderpädagogischen Förderbedarf und den Maßnahmen der Förderplanung (Vgl. Anschreiben des MSW/NRW zum Nachteilsausgleich bei zentralen Prüfungen vom 16.08.2006)

Beispiele:

· Verlängerung der Bearbeitungszeiten

· Freistellung von Gruppenarbeiten

· Verringerung der Arbeitseinheiten durch Pausenmöglichkeiten

· Zeitliche Begrenzung der Hausaufgaben

· Differenzierte Hausaufgabenstellung

· Aushändigung von Mitschriften (Tafeltexte)

· Strukturierung der Aufgabenstellung z.B. durch Zwischenfragen, Worterklärungen, Umformulierung, 
· Veränderung der Aufgabenstellung z.B. Vereinfachung der Diagramme für Sehbehinderte
· Technische, elektronische oder sonstige apparative Hilfen (Laptops, Lesegerät, Lupe etc.)

· Personelle Unterstützung z.B. durch Fachkolleginnen oder bei Unterstützter Kommunikation

· Möglichkeiten zur Entspannung und Entlastung z.B. der Wirbelsäule
· Ausweichräume

· Schriftliche Überprüfung ersatzweise zu mündlichen Prüfungen (Vgl. Bezirksregierung Düsseldorf)

· Befreiung vom Nachmittagsunterricht, wenn eine Schülerin/ ein Schüler den Anforderungen des gebundenen Ganztags nicht erfüllen kann, kann er/sie davon befreit werden, sofern der Abschluss nicht gefährdet ist. Information an die jeweilige Schulaufsicht erfolgt. (Bezirksregierung Köln)
LRS/Dyskalkulie (bei Abschlüssen):

· für LRS, die bis zum Ende der Sek.I nicht behoben werden konnten, gilt der LRS-Erlass vom 19.07.1991  (ZP)

· APO-GOSt, §13 Abs. 7 (gymnasiale Oberstufe, Abitur): ggf. Verlängerung der Vorbereitungs- und Bearbeitungszeit, Anforderungen an Fachleistungen bleiben bestehen
· Dyskalkulie findet keine Berücksichtigung
4. Empfehlungen zum Verfahren

- kein einheitliches Formular zur Beantragung

- individuelle Besprechung jedes Antrags mit allen am Prozess Beteiligten

- Antrag wird bei der Schulleitung eingereicht, nach Beratung und/oder Stellungnahmen von Eltern, Klassen- und FachlehrerIn, SonderpädagogIn, Integrationshelfer
- Aussagen darin müssen sich im Förderplan widerspiegeln

- Nachteilsausgleich wird in jedem Schuljahr neu festgestellt

- die Schulleitung entscheidet über Art und Umfang des Nachteilsausgleichs

- Abstimmung mit der Schulaufsicht in besonderen Einzelfällen
4.1 Nachteilsausgleich bei Zentralen Prüfungen am Ende der Klasse 10
- Schulleitung kann Vorbereitungs- und Prüfungszeiten angemessen verlängern und sonstige Ausnahmen vom Prüfungsverfahren zulassen. Die Anforderungen an Fachleistungen bleiben unberührt. 

- Nachteilsausgleiche in Prüfungen (z.B.: Verlängerung der Vorbereitungs- und Bearbeitungszeit) dürfen nur dann gewährt werden, wenn es der bisherigen Förderpraxis der Schülerin/des Schülers entspricht und dokumentiert worden ist. 

- Ausnahmen vom Prüfungsverfahren: Nutzung von Werkzeugen, technischen Hilfsmitteln, besonderen räumlichen oder personellen Bedingungen, die Nutzung von modifizierten Klausuren des MSW für SE, HK, SQ

- Weitere Ausnahmen sind im Einvernehmen mit der oberen Schulaufsicht zu treffen. (Vgl. http://www.standardsicherung.schulministerium.nrw.de/zp10/fragen-und-antworten/, 10.09.2013)
4.2.Nachteilsausgleich in der gymnasialen Oberstufe

APO-GOSt, §13 Abs. 7:

„Soweit es die Behinderung oder der sonderpädagogische Förder​bedarf einer Schülerin oder eines Schülers erfordert, kann die Schul​leiterin oder der Schulleiter Vorbereitungszeiten und Prüfungszeiten angemessen verlängern und sonstige Ausnahmen vom Prüfungsver​fahren zulassen; in Prüfungen mit landeseinheitlich gestellten Aufga​ben entscheidet an Stelle der Schulleiterin oder des Schulleiters die obere Schulaufsichtsbehörde. Entsprechendes gilt bei einer beson​ders schweren Beeinträchtigung des Lesens und Rechtschreibens. Die fachlichen Leistungsanforderungen bei Abschlüssen und Be​rechtigungen bleiben unberührt“ (http://www.schulministerium.nrw.de/BP/Schulrecht/APOen/APO_GOSt_Oberstufe2011.pdf)
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